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Jan Jochmaring

Übergänge von Schüler/innen mit 
sonderpädagogischem Förderbedarf 
in die Berufsausbildung
Eine Auswertung von Sekundärstatistiken

Zusammenfassung: Ein wachsender Anteil an Personen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf wird aus den Förder- und Regelschulen in das Übergangs- und Ausbil-
dungssystem entlassen und nur selten zu qualifizierenden Ausbildungsabschlüssen ge-
führt. Die Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die 
Systeme der Berufsvorbereitung und Berufsausbildung können anhand von Sekundär-
statistiken nur mit methodischen Einschränkungen nachverfolgt werden. Trotz des Para-
digmenwechsels durch die UN-Behindertenrechtskonvention sind bislang keine wesent-
lichen Änderungen der Übergangsverläufe festzustellen. Es zeigt sich eine Persistenz 
behinderungsspezifischer Maßnahmen in separierenden Förderschulen und wenig quali-
fizierenden Berufsvorbereitungen und Ausbildungsformen.

Schlagworte: Übergang Schule-Ausbildung, sonderpädagogischer Förderbedarf, Se-
kundärstatistik, UN-Behindertenrechtskonvention, Inklusion

1. Ausgangslage und gesetzliche Rahmenbedingungen

Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf haben gegenwärtig kaum Chan-
cen, einen regulären Ausbildungsplatz zu finden. Ihre beruflichen Perspektiven sind 
ungünstig und ihr Risiko, erwerbslos zu bleiben oder in prekären Beschäftigungsver-
hältnissen zu arbeiten, ist hoch. Die Chancen auf Teilhabe am gesellschaftlichen Le-
ben werden durch unzureichende Chancen auf dem Arbeitsmarkt stark eingeschränkt 
und ihre Potentiale bleiben ungenutzt. Folgt man der 2006 von den Vereinten Natio-
nen verabschiedeten Behindertenrechtskonvention (UN-BRK), dann besteht dringender 
Handlungsbedarf. Inklusion zielt auf die Teilhabe aller Menschen – unabhängig ihrer 
individuellen Dispositionen – und gilt als zentrales Konzept zum Umgang mit Verschie-
denheit in der Gesellschaft. Da Bildung und Ausbildung zu den zentralen Vorausset-
zungen der gesellschaftlichen Teilhabe zählen, fordern die Vereinten Nationen, auch für 
Menschen mit Beeinträchtigungen im Kontext beruflicher (Aus-)Bildung Chancenge-
rechtigkeit zu schaffen (vgl. Art. 24 & 27 UN-BRK). Diese Forderung wurde national 
ergänzend auf gleichstellungspolitischer Ebene durch das Allgemeine Gleichbehand-
lungsgesetz (2006) sowie das Behindertengleichstellungsgesetz (2002) verankert.

Von der Gleichheit im Anspruch auf Inklusion zur gleichberechtigten Teilhabe ist 
es jedoch ein weiter Weg (Wansing, 2012, S. 384), vor allem im Bereich der berufli-
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chen Partizipationschancen. Als problematisch erweist sich insbesondere die sensible 
Schnittstelle im Übergang von der Schule in die Berufsausbildung. So haben Schü-
ler/innen auf Förderschulen bzw. mit diagnostiziertem sonderpädagogischen Förderbe-
darf in Regelschulen nur sehr eingeschränkt Zugang zu vollwertigen beruflichen Aus-
bildungen. Dabei wäre formal ein Förderschulabschluss für die Aufnahme einer dualen 
Berufsausbildung ausreichend, da rechtlich im Berufsbildungsgesetz (BBiG) keine be-
stimmten Schulabschlüsse vorgeschrieben sind. Als zentrale Hinderungsgründe einer 
erfolgreichen Integration in den Ausbildungsmarkt gelten unzureichende Bildungszer-
tifikate und die daran geknüpfte Erwartung fehlender Grundkompetenzen in den Berei-
chen Lesen, Schreiben und Rechnen sowie insgesamt ein geringes Lern- und Leistungs-
vermögen (vgl. van Essen, 2013; Hofmann-Lun, 2011; Wocken, 2007).

Maßnahmen, die dieser Benachteiligung entgegen wirken sollen, hält vor allem das 
sogenannte Übergangssystem mit seinen vielfältigen Bildungsgängen bereit, in dem 
Schulabschlüsse nachgeholt und die Zeit zum angestrebten Ausbildungseinstieg über-
brückt werden. Berufsqualifizierende Abschlüsse können im Rahmen des Übergangs-
systems jedoch nicht erworben werden. Ein Teil der Jugendlichen, überproportional 
häufig mit sonderpädagogischem Förderbedarf, nimmt an mehreren Maßnahmen hin-
tereinander teil, welche die Anschlussmöglichkeiten auf dem allgemeinen Arbeitsmarkt 
jedoch nur bedingt erhöhen (vgl. Niehaus, Friedrich-Gärtner, Klinkhammer & Menzel, 
2012). Ein nahtloser Übergang von der Schule in die Berufsausbildung und auf den ers-
ten Arbeitsmarkt stellt daher für behinderte Jugendliche eher eine Seltenheit dar (vgl. 
Galiläer, 2015). Die Rahmenbedingungen dieser Form geregelter Übergänge sind in den 
vergangenen Jahren deutlich komplexer geworden (BMAS, 2016, S. 112 –  115).

Zu ähnlichen Erkenntnissen kommen die wenigen Panel- bzw. Querschnittstudien, 
die sich den Übergangsverläufen ehemaliger Förderschüler/innen widmen.1 Aus der 
Zusammenschau der einzelnen Studien können trotz methodischer Differenzen (For-
schungsdesign, Fallzahlen, regionale Einflussfaktoren, etc.) folgende Ergebnisse fest-
gehalten werden: Der große Teil der Förderschüler/innen durchläuft mindestens ein Jahr 
lang Maßnahmen der Berufsvorbereitung. Schlussendlich münden etwas mehr als die 
Hälfte der Schulabgänger/innen in eine Ausbildung ein. In den meisten Fällen handelt 
es sich jedoch um außerbetriebliche bzw. theoriereduzierte Ausbildungen für Menschen 
mit Behinderung, die nach erfolgreichem Abschluss nur zum Teil eine Weiterbeschäf-
tigung auf dem ersten Arbeitsmarkt ermöglichen (vgl. Galiläer, 2015; Baethge, 2015).

1 Herauszuheben sind die Panelstudie von Ginnold (2008), in der die Verläufe von 102 Schü-
ler/innen des Schwerpunktes Lernen eines Berliner Stadtteils rekonstruiert werden, sowie die 
regionale Querschnittsstudie von über 500 Schüler/innen aus Baden-Württemberg (vgl. Ba-
sendowski & Werner, 2010). Neben der qualitativen Studie von Hofmann-Lun (2011) sind 
insbesondere die DJI Studien aus München (vgl. Zimmermann & Lex, 2013) und Stuttgart 
(vgl. Gaupp & Geier, 2010) trotz kleiner Fallzahlen relevant. Außerdem analysieren Grieb, 
Gresch & Pollak (2014) anhand der Daten der Erwachsenenkohorte des nationalen Bildungs-
panels die Verläufe von 110 Menschen, die während ihrer Schulzeit zumindest zeitweise eine 
Förderschule besucht haben, allerdings ist die Interpretation der Ergebnisse aufgrund der Po-
sitivselektion des Samples eingeschränkt.
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Das Ziel dieses Beitrags ist die Beantwortung der Frage, ob sich seit der Verabschie-
dung der UN-BRK eine Verbesserung der Übergänge von Schüler/innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf in qualifizierte Berufsvorbereitungs- und Berufsausbil-
dungsformen ergeben hat. Dafür werden Sekundärstatistiken und wissenschaftliche 
Publikationen zum Themenkomplex ausgewertet und die vorhandenen Daten einer de-
skriptiven Bestandanalyse unterzogen. Die Statuspassagen der Berufsvorbereitung und 
Berufsausbildung werden dafür systematisch beleuchtet und Probleme und Paradoxien 
aufgeführt. Dieses Vorhaben impliziert eine Benennung der Datenlücken und metho-
dischen Schwierigkeiten, die sich bei einer sekundärstatistischen Analyse der Über-
gangsverläufe von Schulentlassenen in den Berufsbildungsbereich im Kontext sonder-
pädagogischer Förderung behinderter Menschen ergeben. Abschließend werden die 
Ergebnisse zusammengefasst und diskutiert.

2. Schulsituation von Förder- und Integrationsschüler/innen 
in Deutschland

Bevor die Statuspassagen von Förderschüler/innen und Regelschüler/innen mit sonder-
pädagogischem Förderbedarf (SPF) im Übergang in die berufliche Bildung genauer in 
den Blick genommen werden, wird die schulische Ausgangssituation kurz beschrieben 
(Abb. 1).

Im Schulsystem erhalten Schüler/innen auf der Grundlage sonderpädagogischer 
Diagnostik den Status des ‚sonderpädagogischen Förderbedarfs‘ in einem oder meh-
reren Förderschwerpunkt(en). Annähernd zwei Drittel der sonderpädagogischen För-
derung entfallen auf Förderschwerpunkte der unspezifischen Behinderungsarten.2 
Zunächst ist festzustellen, dass im Zuge der Bemühungen einer inklusiven Schulent-
wicklung die Förderschulen quantitativ nicht an Bedeutung verlieren. Zwar werden im-
mer mehr Schüler/innen integrativ3 beschult, damit einher ging aber bislang kein Rück-
gang der Separierung der Schüler/innen an Förderschulen. Der Anteil der Schüler/innen 
an Förderschulen lag in den letzten 15 Jahren relativ konstant zwischen 4.5 –  5 % und 
schwankte nur geringfügig. Im gleichen Zeitraum ist der Anteil der Kinder im integra-
tiven Unterricht stark angestiegen, besonders seit 2008, dem Jahr der Ratifizierung der 
UN-BRK in Deutschland. Waren es im Jahr 2000 noch 0.6 % und im Jahr 2008 dann 
1 % aller Kinder, stieg die sogenannte Integrationsquote auf 2.7 % im Jahr 2016. Im Jahr 
2008 erhielten 5.8 % aller Schüler/innen sonderpädagogische Förderung, im Jahr 2000 

2 Von allen sonderpädagogisch geförderten Schüler/innen entfielen auf die Förderschwerpunk-
te Lernen 38 %, emotionale soziale Entwicklung 16 % und Sprache 11 %. Dem Bereich geis-
tige Entwicklung sind 16 % zugeordnet, es folgen 7 % körperlich motorische Entwicklung, 
der Rest entfällt auf Sehen, Hören und Kommunikation, Kranke und übergreifende Förder-
schwerpunkte.

3 Zur Erläuterung des Begriffs und warum in diesem Kontext die Wortwahl integrativ und 
nicht inklusiv sinnvollerweise verwendet wird, siehe Blanck (2014, S. 5) bzw. Wocken (2009, 
S. 11 –  12).
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nur 5.1 % (vgl. KMK, 2016a, 2016b; Klemm, 2015a; Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2014, S. 178 –  179). Die Erhöhung der allgemeinen Förderquote ist im We-
sentlichen durch die ‚Umetikettierung‘4 von Schüler/innen, die bisher ohne sonderpäd-
agogische Förderung auskamen, zu erklären. Aktuell liegt der Anteil der Kinder und 
Jugendlichen mit attestiertem SPF bundesweit bei 7.1 % und steigt stetig an (vgl. KMK, 
2016a, 2016b). Das ist insofern beachtlich, als dass eine relative Ausweitung der Anzahl 
der Schüler/innen insgesamt festzustellen ist, die „schulisch behindert“ (vgl. Powell, 
2007) werden (Abb. 1).

Gründe dafür sind u. a. im Ressourcen-Etikettierungs-Dilemma zu suchen: Die Be-
reitstellung finanzieller und personeller Mittelzuweisungen für Schulen sind abhängig 
von der Klassifizierung eines SPF. Dieses kann durch verstärkte Assessmentverfah-
ren zur Feststellung eines SPF oder durch die Erweiterung von Störungs- und Behin-
derungsbildern geschehen, wie es z. B. die Zunahme im Förderbereich emotional-so-
ziale Entwicklung in den letzten Jahren zeigt (vgl. KMK, 2016a). Die „Ausweitung der 
Behinderungszone“ (Felkendorff, 2003) geschieht parallel zu demografischen Effekten 
des regional teils deutlichen Rückgangs der Schüler/innenzahlen und Standortschlie-

4 Gründe für die Umetikettierung können sein, dass es bei dem entstandenen ‚Inklusionsdruck‘ 
im Wettlauf um weitere personelle Unterstützung an den Regelschulen häufiger zu Förderbe-
darfsfeststellungen kommt. Außerdem ist von Fehlzuweisungen für sprachlich auffällige Kin-
der (z. B. mit Flucht- oder Migrationshintergrund), ‚verhaltensauffällige‘ oder lediglich leis-
tungsschwache Schüler/innen auszugehen, die im Sinne der sonderpädagogischen Logik als 
förderungsbedürftig definiert werden.

Anmerkung: Berechnung nach Daten der KMK, 2016a, 2016b; Klemm, 2015a

Abb. 1: Entwicklung der Förderquoten in Deutschland von 2000 –  2016
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ßungen von Förderschulen. Insofern gibt es nicht nur eine relative Steigerung, sondern 
auch einen quantitativen Bedeutungszuwachs für den Arbeitsbereich Sonderpädagogik.

Ein Blick in aktuelle Daten der Sekundärstatistiken gibt Aufschluss über die Zahl der 
Abgänger/innen und Absolvent/innen von Förderschulen. So gab es im Schulabgangs-
jahr 2014 bundesweit insgesamt 36 177 Förderschulabgänger/innen, von denen 25 538 
(70.6 %) über keinen anerkannten Schulabschluss verfügten, 25.7 % erreichten den 
Hauptschulabschluss, 3.6 % den mittleren Abschluss und 0.1 % die allgemeine Hoch-
schulreife (Statistisches Bundesamt, 2015, S. 414 –  415; KMK, 2016a, XXI). Das for-
male Qualifikationsniveau von Integrationsschüler/innen ist etwas höher, allerdings 
bleibt auch hier der größte Anteil der Schüler/innen ohne adäquaten Schulabschluss. 
Aus den Schulabschlüssen5 kann bilanziert werden, dass das formale Ausbildungs-
niveau von Schüler/innen mit SPF, welche die Sekundarstufe I verlassen, niedrig ist. 
Die meisten bringen nach Beendigung der Pflichtschulzeit schwierige Startvorausset-
zungen für die Übergänge in Ausbildungsverhältnisse mit, um die sie mit Absolvent/in-
nen und Abgänger/innen anderer hochwertigerer Schulformen konkurrieren. Zum einen 
aufgrund der meist niedrigen bzw. nicht vorhandenen Bildungszertifikate, zum anderen 
aufgrund ihres Förderstatus. Festzuhalten bleibt, dass sich der relative Anteil derjeni-
gen erhöht, die als Schüler/innen den sonderpädagogischen Förderstatus innehaben und 
nach Beendigung der Pflichtschulzeit auf den Arbeitsmarkt und i. d. R. vorher in Maß-
nahmen der Berufsvorbereitung und Ausbildung übergehen.

3. Konstruktionen von Behinderung in den Systemen schulischer 
und beruflicher Bildung

Je nach Funktionskontext existieren unterschiedliche Begriffskonnotationen von Behin-
derung, die enger oder weiter gefasst sind und damit unterschiedlich große Personen-
kreise einbeziehen. Festzustellen ist, dass ‚Behinderung‘ kein Personenmerkmal, son-
dern das Ergebnis der Wechselwirkung von Menschen mit Gesellschaft und Umwelt 
darstellt, wie es der weitgefasste Behinderungsbegriff der UN-BRK explizit betont (vgl. 
Gericke & Flemming, 2013; Wansing, 2015, S. 43).

Geht man von einem Begriffsverständnis von Behinderung als soziale Konstruktion 
aus, ist es eine methodische Herausforderung, Personen unter dieser Kategorie zu erfas-
sen. Der SPF stellt sozusagen die Behinderungskategorie des Schulsystems dar: Beim 
Übergang in die berufliche Bildung wird dieser Status aber nicht automatisch übernom-
men (Ginnold, 2008, S. 98; Euler & Severing, 2014, S. 6 –  7).6 Speziell in der Berufsbil-

5 Eine Dokumentation der Abschlüsse von jungen Menschen mit SPF in Regelschulen wird 
in den Daten der Kultusministerkonferenz (KMK) nicht angegeben. Nur in einzelnen Ver-
öffentlichungen des Statistischen Bundesamtes werden Schüler/innen mit sonderpädagogi-
scher Förderung in Regeschulen mit in den Abschlusszahlen der einzelnen Schulabschlüsse 
ausgewiesen.

6 Beispielsweise zeigt Klemm (2015b) in einer bildungsstatistischen Analyse der sonderpäd-
agogisch geförderten Schüler/innen in berufsbildenden Schulen in NRW, dass die Städte und 
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dungsstatistik ist die Datenlage aufgrund verschiedener Termini von Behinderung und 
ausdifferenzierter institutioneller Ausgestaltung im Segment der beruflichen Bildung 
äußerst schwierig (Baethge, 2015, S. 40). Es stellt sich das methodische Problem, dass 
die Berufsausbildungsstatistik die Behinderungskategorie ‚sonderpädagogischer För-
derbedarf‘ des Schulsystems gar nicht gebraucht. Die Kategorie SPF wird in der Sekun-
darstufe II im Kontext beruflicher Bildung nur partiell verwendet und ist daher für die 
Interpretation der Ausbildungsverhältnisse und Übergangszahlen unbrauchbar. Weder 
bundesweit noch für einzelne Bundesländer existieren eine Erfassung der Abgänger/in-
nen und Absolvent/innen mit SPF in Ausbildungsverhältnisse und auch die Zahl der Zu-
gänge sowie Abschlüsse bzw. Abbrüche lassen sich nicht nachvollziehen (Enggruber & 
Rützel, 2014, S. 18; Gericke & Flemming, 2013; Autorengruppe Bildungsberichterstat-
tung, 2014, S. 182 –  183).

Abseits der partiellen Verwendung des sonderpädagogischen Förderbedarfs als Eti-
kett in der Sekundarstufe II existieren im Bereich der beruflichen Bildung im Allgemei-
nen drei Kategorisierungsmöglichkeiten von Behinderung (Abb. 2), unter denen sich 
ehemalige Förder- bzw. Regelschüler/innen mit SPF wiederfinden lassen.

Kreise sehr unterschiedlich von der Möglichkeit Gebrauch machen, einen SPF gemäß § 17 
der Ausbildungsordnung festzustellen. Das Etikett des SPF der Sekundarstufe II ist regional 
sehr ungleich verteilt (zwischen 0 –  10 % und nur z. T. durch Standorteffekte erklärbar), sodass 
die Aussagekraft der dokumentierten Zahlen beschränkt ist.

Abb. 2: Kategorisierungen von Behinderung im Schul- und Ausbildungssystem
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3.1 Rehabilitand/innen

Die Kategorisierung als Rehabilitand/innen beruht auf der Anerkennung des Status 
durch die Rehabilitationsträger, wie z. B. durch die Agentur für Arbeit oder Träger der 
Kranken-, Unfall- oder Rentenversicherung. Damit ist es möglich, „Leistungen zur Teil-
habe am Arbeitsleben“ wahrzunehmen, die sich aus dem Sozialgesetzbuch (SGB) IX in 
Kapitel 10 § 49 –  63 ab Inkrafttreten des neuen Bundesteilhabegesetz (BTHG) ergeben. 
Die Leistungen umfassen eine Vielzahl unterschiedlicher Geld- und Sachleistungen an 
die Rehabilitand/innen selbst sowie Geldleistungen an Arbeitgeber/innen, wie Ausbil-
dungszuschüsse und ausbildungsbegleitende Hilfen.

3.2 Anerkannte (Schwer-)Behinderte im Sinne des Sozialgesetzbuches IX

Die Anerkennung einer Schwerbehinderung kann zu jeder Zeit durch die Versorgungs-
ämter erfolgen. Menschen mit Schwerbehinderung kommt eine besondere Form des 
Schutzes und der Förderung im Arbeitsleben zuteil, welches durch das neue BTHG ge-
setzlich im SGB IX § 111 geregelt ist. Politisch wird die Eingliederung von Menschen 
mit Schwerbehinderung in den Arbeitsmarkt u. a. durch die sogenannte Beschäftigungs-
pflicht der Arbeitgeber/innen unterstützt (vgl. SGB IX § 154 neue Fassung seit BTHG). 
Diese sieht vor, dass ab einer Betriebsgröße von 20 Arbeitsplätzen mindestens fünf Pro-
zent von diesen mit schwerbehinderten Menschen (oder ihnen Gleichgestellten) besetzt 
sein müssen – allerdings ist auch die Zahlung einer Ausgleichsabgabe zwischen 115 –  
290 Euro, je nach Grad der Nicht-Erfüllungsquote, möglich.

3.3 Kategorielose

Mit der Betitelung ‚kategorielos‘ ist in diesem Kontext gemeint, dass keine Etikettie-
rung oder Kategorisierung mehr besteht, die auf einen in der Vergangenheit diagnosti-
zierten Förderbedarf, eine anerkannte Behinderung, einen Nachteil, etc. hinweist. Auf 
den entsprechenden Personenkreis sind keinerlei rechtliche Bestimmungen anwendbar, 
die Förderung im Bereich beruflicher Bildung und/oder Beschäftigung ermöglichen. 
Kategorielose sind damit nichts anderes als ‚normale Lernende‘, es gibt keinen Hinweis 
mehr auf einen früheren SPF im Schulsystem.

3.4 Zwischenfazit

Damit kann an dieser Stelle bereits ein Zwischenfazit gezogen werden: Eine exakte Zu-
ordnung und Nachverfolgung von ehemaligen Förderschüler- bzw. Regelschüler/innen 
mit SPF im Bereich der beruflichen Bildung ist nicht möglich. Auch die genaue Zu-
ordnung der Schulentlassenen zu einer der drei Kategorien von Behinderung im Aus-
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bildungssystem (Abb. 2) ist nicht immer machbar. Zwar liegt es nahe, den Großteil des 
Personenkreises hinter den jeweiligen Begriffen zu vermuten, jedoch existiert eine hohe 
Dunkelziffer. Eine Lernbehinderung im Schulsystem z. B. ist nicht gleichbedeutend mit 
einer Lernbeeinträchtigung von Rehabilitand/innen im Ausbildungssystem (Wansing, 
Westphal, Jochmaring, & Schreiner, 2016, S. 76 –  77).

Mit einem Wechsel des Settings ändert sich zwar die institutionelle Rahmung und 
Zuständigkeit, die funktionale Beeinträchtigung und Auswirkung für das einzelne Indi-
viduum jedoch nicht. Wie sich Betreffende die Zuschreibung einer ‚Lernbehinderung‘ 
auf verschiede Weise zu Eigen machen, zeigt Pfahl (2011) eindrucksvoll in ihrer Dis-
kursanalyse am Beispiel lernbehinderter Schulabgänger/innen. Der schulisch vermit-
telte, sonderpädagogische Diskurs der Hilfsbedürftigkeit und die damit einhergehen-
den eingeschränkten Leistungs- und Teilhabeansprüche existieren bei den Betreffenden 
fort. Durch die sonderschulische Subjektivierung werden u. a. berufliche Ziele und An-
spruchshaltungen reduziert. Auftretende Herausforderungen und Schwierigkeiten im 
Kontext der Erwerbsarbeit werden am eigenen beschädigten und hilfsbedürftigen Selbst 
und nicht an äußeren Strukturen (z. B. Leistungserwartungen oder Ausschlussmecha-
nismen des Arbeitsmarktes) festgemacht. Hier wird deutlich, wie die soziale Rolle einer 
Behinderung und die Inkorporierung im Subjekt als ‚verhaltensgestört‘ oder ‚lernbehin-
dert‘ fortbestehen kann, unabhängig davon, ob ein entsprechender SPF verschwindet 
oder ein Rehabilitationsbedarf im Ausbildungssystem festgeschrieben wird. Die Schä-
digung des Subjektes und die Hilfsbedürftigkeit bleiben trotz des Verschwindens oder 
Wechsels einer Behinderungskategorie erhalten. Die eingeschränkte Aussagekraft se-
kundärstatistischer Analysen wird hier deutlich.

Im Bildungsbericht 2014 und in der Expertise von Euler & Severing (2014, S. 13 –  
14) finden sich Hinweise darauf, dass nur ein geringer Teil der Förderschulabgänger/in-
nen eine anerkannte Schwerbehinderung hat und der Großteil statistisch in der Gruppe 
der Rehabilitand/innen aufgeht.7 Es gibt keine Angaben darüber, wie viele Menschen 
als Kategorielose aus den Statistiken verloren gehen. Die Hintergründe und Motive, 
keinen Behinderungsstatus im Ausbildungssystem oder Arbeitsleben zu bekommen, 
können ganz unterschiedlich sein – wie z. B. Unwissenheit über Fördermöglichkeiten, 
Scham, Angst vor Stigmatisierung oder möglicher Diskriminierung am Arbeitsplatz, 
etc. (vgl. von Kardorff, Ohlbrecht & Schmidt, 2013).

Es muss konstatiert werden, dass die vollständige statistische Erfassung von Förder- 
bzw. Integrationsschüler/innen als eigenständige Gruppe nach Abschluss ihrer Pflicht-
schulzeit endet. Zur Nachverfolgbarkeit in Sekundärstatistiken und den weiteren Erhalt 
spezieller Fördermaßnahmen ist die Kategorisierung als Schwerbehinderte(r) oder Re-
habilitand/in notwendig, da ansonsten die Betroffenen in den Segmenten Berufsvor-
bereitung und Berufsausbildung als Kategorieslose aus den Statistiken verschwinden 

7 Der Bildungsbericht formuliert, dass im Jahr 2012 von der Bundesagentur für Arbeit (BA) 
43 117 Personen als Rehabilitand/innen in der beruflichen Ersteingliederung anerkannt wur-
den. Diese hatten zu 57 % eine Lern-, zu 16 % eine geistige und zu 15 % eine psychische Be-
hinderung (Autorengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, S. 164 –  165).
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und nicht mehr auffindbar sind. Daher bleibt für eine Analyse der Übergangswege an-
hand von Sekundärstatistiken nur die getrennte Betrachtung anhand der hier beschriebe-
nen Kategorisierungen von Behinderung – diese methodische Einschränkung ist daher 
mitzudenken.

4. Übergangswege von Schüler/innen mit sonderpädagogischem 
Förderbedarf

Versucht man trotz genannter methodischen Herausforderungen die Verläufe von (ehe-
maligen) Schüler/innen mit SPF in Ausbildung und Beruf nachzuvollziehen (Abb. 3), 
zeigen sich einige typische Übergangsmöglichkeiten in die Segmente Berufsvorberei-
tung und Berufsausbildung. Die Größenordnungen werden im Folgenden anhand von 

Abb. 3: Mögliche Übergangswege von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf 
nach der Schulzeitpflicht
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Sekundärstatistiken analysiert und wenn möglich mit Prozentwerten angegeben, an-
sonsten werden verfügbare absolute Zahlen genannt.

4.1 Berufsvorbereitung

Das Berufsbildungsgesetz definiert wie folgt: „Die Berufsausbildungsvorbereitung 
dient dem Ziel, durch die Vermittlung von Grundlagen für den Erwerb beruflicher 
Handlungsfähigkeit an eine Berufsausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf 
heranzuführen“ (§ 1, Abs. 2 BBiG). Allgemein lassen sich schulische und außerschu-
lische berufsvorbereitende Maßnahmen unterscheiden. Insgesamt existiert aber eine un-
übersichtliche Vielzahl von zumeist ähnlichen und bundeslandspezifischen Program-
men (vgl. z. B. zu NRW Baethge & Baethge-Kinsky, 2012). Die beiden wichtigsten 
werden im Weiteren gezielt betrachtet.

Zum einen die berufsschulischen Maßnahmen: Hier sind vor allem das Berufsvor-
bereitungsjahr (BVJ) und das Berufsgrundbildungsjahr (BGJ) zu nennen. Diese und 
ähnliche Maßnahmen finden in berufsbildenden Schulen statt und richten sich prinzi-
piell an alle, die in diesem Rahmen einen Hauptschulabschluss nachholen bzw. ihre 
Vollschulzeitpflicht erfüllen. Der Bildungsbericht verzeichnet über 14 000 Schüler/in-
nen mit SPF, das sind 29 % aller Teilnehmenden des Berufsvorbereitungsjahrs (Auto-
rengruppe Bildungsberichterstattung, 2014, S. 183).

Zum anderen die berufsvorbereitenden Bildungsmaßnamen (BvB): Diese außer-
schulischen Angebote werden vor allem von der BA angeboten, zum Teil auch von 
anderen Trägern. Sie richten sich primär an Schulabgänger/innen mit Lernschwierig-
keiten, berufsqualifizierende Abschlüsse können nicht erworben werden. Unterschieden 
wird zwischen allgemeinen und rehaspezifischen berufsvorbereitenden Bildungsmaß-
namen. Prinzipiell sind für behinderte Jugendliche beide Formen der Berufsvorberei-
tung möglich.

Alle Maßnahmen dienen der Berufsvorbereitung und der Anbahnung einer ‚Ausbil-
dungsreife‘ (vgl. kritisch zum Diskurs der Ausbildungs(-un)reife Dobischat, Kühnlein, 
& Schurgatz, 2012; Kohlrausch, 2012) und bilden die verschiedenen Bestandteile des 
Übergangssystems (kritisch dazu Biermann, 2015, S. 31 –  33). In Rückgriff auf empiri-
sche Studien (vgl. Ginnold, 2008; Basendowski & Werner, 2010; Zimmermann & Lex, 
2013; Gaupp & Geier, 2010) zu den Übergängen von Förderschüler/innen in die beruf-
liche Bildung kann festgestellt werden, dass ca. 80 –  90 % der Schüler/innen mit Förder-
bedarf zunächst für mindestens ein Jahr Maßnahmen des Übergangssystems besuchen. 
Dieser hohe Anteil verweist auf den hohen Grad der Etablierung dieser berufsvorberei-
tenden Maßnahmen, speziell für wenig qualifizierte Schulentlassene. Dazu gehören 
auch eine unbekannte Anzahl derjenigen, die ihre Vollzeitschulpflicht erfüllen müssen. 
Die Übergangszahlen aus dem Übergangsystem in Ausbildungsverhältnisse sind nicht 
feststellbar (BMAS, 2016, S. 113).

Seit Mitte der 2000er Jahre ist ein deutlicher Rückgang der BvB zu verzeichnen 
(vgl. Kohlrausch, 2012; Baethge & Baetghe-Kinsky, 2012). Dieses ist zum einen de-
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mografischen Umständen geschuldet, da weniger potentielle Auszubildende zur Ver-
fügung standen, die nicht in Maßnahmen des Übergangssystems untergebracht werden 
mussten. Zum anderen wurde spätestens seit der Betitelung verschiedener berufsvor-
bereitender Maßnahmen als Übergangssystem im ersten Bildungsbericht im Jahr 2006 
wiederholt wissenschaftliche Kritik bezüglich des Nutzens sowie der Expansion ein-
zelner Programme des Übergangssystems formuliert (vgl. Kohlrausch & Solga, 2012; 
Biermann, 2015). Auffällig ist, dass die allgemeinen BvB stark rückläufig sind: Besuch-
ten im Jahr 2008 noch über 11 000 Jugendliche eine allgemeine BvB, halbierte sich die 
Zahl der Zugänge bis 2012 auf ca. 5700. Im selben Zeitraum lagen die Zugänge der re-
haspezifischen BvB dagegen konstant bei ca. 15 000 (Klinkhammer & Niehaus, 2015, 
S. 197 –  198). Für das Jahr 2014 wies die BA insgesamt 14 650 Rehabilitand/innen aus, 
davon nur 2728 Jugendliche in allgemeinen BvB und 11 922 in rehaspezifischen BvB 
(vgl. Bundesagentur für Arbeit, 2014).

Festzuhalten bleibt, dass es trotz des demografisch bedingten Rückgangs der Schü-
ler/innenzahlen und potentiell vorzubereitenden Auszubildenden eine konstant hohe 
Zahl an Rehabilitand/innen in rehaspezifischen Vorbereitungsmaßnahmen gibt, wäh-
rend die allgemeinen BvB für Rehabilitand/innen stark rückläufig sind.

4.2 Berufsausbildung

Die Berufsausbildung stellt das zu erreichende Ziel für Abgänger/innen und Absolvent/
innen von Förder- und Regelschulen mit SPF dar. Bezugnehmend auf Abbildung 3 und 
das Segment Berufsausbildung können grob vier Ausbildungsformen differenziert wer-
den. Diese unterscheiden sich sowohl in der Qualität der Ausbildung als auch in ihrem 
Grad der Orientierung an dem Ziel der Inklusion bzw. an separierenden behinderungs-
spezifischen Sondersystemen. Zu diesen zählen die Vollausbildung, die außerbetriebli-
chen Ausbildungen, die Sonderausbildungen und der Berufsbildungsbereich der Werk-
stätten für behinderte Menschen.

Vollausbildung in einem anerkannten Ausbildungsberuf
Wie im BBiG § 64 und der Handwerksordnung (HwO) § 42k formuliert, sollen behin-
derte Menschen vorzugsweise in anerkannten Ausbildungsberufen ausgebildet werden. 
Allgemein gilt die betriebliche Vollausbildung als die prestigeträchtigste Form der Aus-
bildung und gibt gewissermaßen die Messlatte vor. Diese Ausbildungsform bietet für 
den weiteren Erwerbsprozess die beste Qualifizierungsgrundlage und für die nachfol-
gende Hürde der Anschlussbeschäftigung nach erfolgreichem Ausbildungsabschluss die 
besten Chancen. Die vollwertige duale Ausbildung ist für Schulabgänger/innen mit För-
derstatus oder anerkannter Behinderung am schwierigsten zu erreichen.

Feststellbar ist die Zahl der schwerbehinderten und gleichgestellten Auszubilden-
den in Betrieben, die der Beschäftigungspflicht unterliegen, d. h. Betriebe mit mehr als 
20 Beschäftigten. Hierbei handelt es sich allerdings nur zum Teil um ehemalige Schü-
ler/innen mit SPF. Von 2005 an hat sich die Zahl von ca. 5 500 auf ca. 6 500 aktuell 
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leicht erhöht. Konstant stellen Schwerbehinderte damit einen Anteil von nur 0.4 % al-
ler Auszubildenden dar. Insgesamt ist die Zahl der Ausbildungszuschüsse leicht rück-
läufig, bei steigender Zahl schwerbehinderter Azubis (Klinkhammer & Niehaus, 2015, 
S. 190 –  194).

Es liegen keine Daten darüber vor, wie hoch der Anteil derjenigen ist, die aktuell 
eine Vollausbildung erfolgreich abschließen (BMAS, 2016, S. 113 –  115). Nach Schät-
zung von Euler & Severing (2014, S. 14 –  15) beginnen pro Jahr ca. 3500 Personen eine 
vollwertige Ausbildung, die einen Förderstatus in der Sekundarstufe I besaßen. Diese 
Schätzung basiert auf den Hinweisen, die sich aus den Zuschüssen der BA zur Ausbil-
dungsvergütung der Betriebe für Auszubildende mit Behinderungen ergeben. Nach An-
gaben von Ginnold (2008) wurden im Jahr 2002 noch ca. 9000 Jugendliche überwie-
gend am Lernort Betrieb gefördert und ausgebildet. Die Maxime des Lernortekonzepts 
seit der Einführung des SGB III ist es, dass allgemeine vor spezifischen Leistungen zu 
gewähren sind und Ausbildungen vorzugsweise betrieblich statt in besonderen Einrich-
tungen erfolgen: Vor dem Hintergrund der rückläufigen Zuschüsse in der betrieblichen 
Förderung in den letzten Jahren kann davon ausgegangen werden, dass der Lernort Be-
trieb weiter an Bedeutung verliert. Das steht entgegen den Zielsetzungen der Bundes-
agentur für Arbeit (Vorrang von betrieblichen statt außerbetrieblichen Ausbildungen) 
und den formulierten Absichten der UN-BRK Art. 27.

Berufsausbildung in außerbetrieblichen Einrichtungen
Junge Menschen mit Behinderung im Sinne des § 19 SGB III, die keinen Zugang zu 
betrieblichen Ausbildungen haben, können außerbetriebliche Ausbildungsangebote in 
anerkannten Ausbildungsberufen in Wohnortnähe und in Einrichtungen der beruflichen 
Rehabilitation im Sinne des § 35 SGB IX besuchen (BMBF, 2017, S. 78). Diese Aus-
bildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen (§ 76 SGB III) sind i. d. R. in Berufs-
bildungswerken oder bei anderen außerbetrieblichen Trägern angesiedelt. Schätzungs-
weise durchliefen im Jahr 2012 ca. 5000 Personen (davon 4500 als Rehabilitand/innen 
und 500 als Schwerbehinderte) diese außerbetriebliche Ausbildung in anerkannten Aus-
bildungsberufen (Euler & Severing, 2014, S. 15 –  16). Die jährlichen Neueintritte lie-
gen bei knapp 2000 Personen, die meisten mit einem Reha-Status. Insgesamt ist die 
Zahl der vollwertigen Ausbildungen in außerbetrieblichen Einrichtungen in den letz-
ten Jahren rückläufig. Waren es im Jahr 2006 noch annähernd 12 000 Menschen, ist die 
Zahl seitdem kontinuierlich gesunken auf unter 4000 im Jahr 2014. Insgesamt werden 
außerbetriebliche Ausbildungsformen damit trotz des skizzierten Rückgangs und ent-
gegen der politischen Absichtsbekundungen deutlich häufiger realisiert als betriebliche 
Ausbildungen. Nimmt man die Zahlen von 2012 als Grundlage, dann wurden von der 
Arbeitslosenversicherung insgesamt ca. 40 000 außerbetriebliche Ausbildungen durch 
Ausbildungszuschüsse bzw. ausbildungsbegleitende Hilfen und damit sechsmal häufi-
ger als betriebliche Ausbildungsformen gefördert. Die Gründe für die geringe Zahl der 
betrieblichen Ausbildungen sind zum einen im sozialmedizinisch eingeschätzten be-
sonderen Förderbedarf zu suchen, weshalb viele ArbeitgeberInnen keine Ausbildungs-
verträge abschließen, da sie ein geringeres Leistungspotential der Personengruppe an-
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nehmen. Zum anderen befürchten viele Betriebe einen bürokratischen Mehraufwand 
bei der Berufsausbildung behinderter Jugendlicher (vgl. von Kardorff, Ohlbrecht, & 
Schmidt, 2013).

Außerbetriebliche und betriebliche Ausbildung in Sonderberufen
Die Sonderberufsausbildungen in Berufen für Menschen mit Behinderungen nach § 66 
BBiG bzw. § 42m HwO sollen diejenigen Personen durchlaufen, für die aufgrund der 
Art und Schwere der Behinderung eine Ausbildung in einem anerkannten Ausbildungs-
beruf nicht infrage kommt (BMBF, 2017, S. 78). Die Vielzahl der Einzelregelungen 
eint, dass diese Sonderberufsausbildungen meistens theoriereduziert und wenig stan-
dardisiert sind, sie orientieren sich an den entsprechenden Regelberufen. Die meisten 
durchlaufen diese ‚Fachwerker-Ausbildungen‘ in Berufsbildungswerken, eine kleine 
statistisch nicht erfasste Zahl von behinderten Jugendlichen absolviert eine Sonderaus-
bildung in Betrieben (Euler & Severing, 2014, S. 17). Klare positive Effekte der Son-
derausbildungen heben Reims, Tisch & Tophoven (2016, S. 8) heraus: Die Maßnahme 
bietet für Jugendliche mit starken körperlichen, geistigen oder psychischen Einschrän-
kungen die einzige realistisch erreichbare Möglichkeit einen Berufsabschluss zu erlan-
gen. Nach einem Anstieg im Verlauf der 90er Jahre (1993 ca. 8000) und dem bisherigen 
Höchststand 2004 (ca. 16 000) sinkt die Zahl der jährlichen Ausbildungsverträge gemäß 
der Rahmenregelung für Sonderberufsausbildungen kontinuierlich. Im Jahr 2009 waren 
es noch knapp 14 000, 2016 wurden bundesweit noch 8679 neue Ausbildungsverträge 
abgeschlossen (BMBF, 2017, S. 78). Auffällig an der Entwicklung ist, dass über den 
gesamten Zeitraum der Anteil der behinderungsspezifischen Ausbildungen im Osten 
Deutschlands fast dreimal höher war als im Westen (Autorengruppe Bildungsbericht-
erstattung, 2014, S. 172). Die starken Schwankungen der Zahlen von Sonderausbildun-
gen und die hohe regionale Differenz lassen die Schlussfolgerung zu, „dass sich im Zu-
weisungsprozess die institutionelle Definition von Behinderung nach konjunkturellen 
Bedingungen des Ausbildungsmarktes verschiebt bzw. ausweitet“ (Autorengruppe Bil-
dungsberichterstattung, 2014, S. 183). Hier wird deutlich, wie Behinderung als flexible 
Kategorie genutzt wird, um den Engpass an Ausbildungsplätzen abzufedern, Individuen 
zu ‚versorgen‘ und in nachfolgenden Statuspassagen unterzubringen.

Berufsausbildung in der Werkstatt für behinderte Menschen
Die separativste und am wenigsten am Ziel der Inklusion orientierte Form der Aus-
bildung ist der Berufsbildungsbereich in den Werkstätten für behinderte Menschen 
(WfbM). Die Werkstatt stellt sozusagen das Auffangbecken für diejenigen mit dem 
geringsten Leistungspotential dar und bietet die sozialpolitische Absicherung im ge-
schützten Raum jenseits des Konkurrenzdrucks des ersten Arbeitsmarkts. Es ist das am 
niedrigsten qualifizierende Segment und stellt keine Berufsausbildung im klassischen 
Sinn dar. Die i. d. R. zweijährige Verweildauer im Berufsbildungsbereich zuzüglich Ein-
gangsverfahren der WfbM richtete sich ursprünglich an die Abgänger/innen der Schu-
len für ‚Geistigbehinderte‘, nimmt mittlerweile aber auch Schulentlassene anderer För-
derschwerpunkte auf. Ein qualifizierender Berufsabschluss wird nach Beendigung nicht 
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erreicht, die Beschäftigten sind i. d. R. nicht erwerbsfähig und verbleiben zumeist ein 
Leben lang im zweiten Arbeitsmarkt der WfbM. Die Übergangsquote in den ersten Ar-
beitsmarkt liegt bei unter 1 %. Das ist insofern paradox, als dass die Werkstätten damit 
ihrem gesetzlichen Auftrag gemäß SGB IX § 41, Absatz 2, Nr.3 – die Leistungen im Ar-
beitsbereich der „Förderung des Übergangs geeigneter behinderter Menschen auf den 
allgemeinen Arbeitsmarkt durch geeignete Maßnahmen“ einsetzen sollen – systema-
tisch nicht erfüllen. Die Zahl der im Eingangsverfahren und im Berufsbildungsbereich 
der WfbM wird für das Jahr 2016 mit im Jahresdurchschnitt rund 23 000 geförderten 
Personen angegeben (BMBF, 2017, S. 78). Im Verlauf der letzten 15 Jahre bewegten 
sich die Ausbildungszahlen in den Werkstätten konstant in der Größenordnung von über 
20 000 Menschen. Die Werkstätten konnten seit Beginn der 2000er Jahre die Anzahl 
ihrer Arbeitsplätze auf heute über 300 000 verdoppelten (vgl. BAG WfbM, 2017) und 
erhielten damit einen immensen Bedeutungszuwachs.

4.3 Andere Fördermöglichkeiten

Neben den vier vorgestellten Hauptformen der Berufsausbildung gibt es neben dem di-
rektem Einstieg in den Arbeitsmarkt weitere Fördermöglichkeiten, die zwar quantitativ 
weniger bedeutsam sind, aber gewinnbringende Instrumente für einen Teil der beein-
trächtigten Jugendlichen darstellen: Die Einstiegsqualifizierung nach § 54a SGB III er-
möglicht für einen Teil der Zielgruppe zumindest eine temporäre Integration von 6 –  12 
Monaten auf dem regulären Arbeitsmarkt und in diesem Rahmen die Möglichkeit sich 
zu erproben und zu beweisen. Damit besteht die Option, eine Ausbildung im Betrieb an-
zuschließen, die vorher gearbeiteten Monate werden angerechnet. Auf eine Flexibilisie-
rung und bessere Anrechenbarkeit erworbener Kompetenzen durch Modularisierung der 
Ausbildung zielte TrialNet ab, u. a. auch um bessere Voraussetzungen zu schaffen, um 
mehr Betriebe für die Ausbildung behinderter Jugendliche zu gewinnen. In dem vom 
BMBF geförderten Projekt wurden im Zeitraum 2009 –  2014 mithilfe von Ausbildungs-
bausteinen knapp 400 Jugendliche ausgebildet. Ein weiteres, sehr spezifisch und indivi-
duell angepasstes Förderangebot für Jugendliche mit Beeinträchtigung stellt die Unter-
stützte Beschäftigung (UB) nach § 38a SGB IX dar. Im Jahr 2015 wurden im Anschluss 
an die Schule 250 und nach berufsvorbereitenden Maßnahmen 290 Personen gefördert. 
Gründe für die vergleichsweise geringe Inanspruchnahme der UB sind darin zu sehen, 
dass dieses Instrument größtenteils von Menschen mit Lern- und psychischen Beein-
trächtigungen genutzt wird, die häufig keine anerkannte Schwerbehinderung haben. Re-
gelhaft ist die Förderdauer auf zwei Jahre begrenzt. Ein Schwerbehindertenstatus bzw. 
eine Gleichstellung ist hilfreich, wenn auch keine zwingende Voraussetzung, da ansons-
ten bei einer erforderlichen Berufsbegleitung nach Vermittlung in ein Arbeitsverhältnis 
der Regelleistungsträger Integrationsamt nicht zuständig ist (vgl. BAG UB, 2016).
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5. Fazit

Aus der Analyse der Zahlen vorliegender Sekundärstatistiken erfolgt abschließend eine 
inhaltliche Einschätzung der skizzierten Veränderungsprozesse der hier betrachteten 
Statuspassagen seit dem Inkrafttreten der Behindertenrechtskonvention.

Im Bereich der Sekundarstufe I existiert die widersprüchliche Situation, dass mit 
dem mehr an Inklusion bislang kein spürbarer Rückgang an Separation von Schüler/in-
nen mit SPF einhergeht. Das erklärt sich durch die Erhöhung der Integrationsquote trotz 
des gleichbleibenden Ausmaßes der Beschulung an separierenden Förderschulen, wo-
durch die Förderquote insgesamt steigt. Zum einen ist trotz sinkender Schüler/innen-
zahlen durch die Zunahme der Integrationsschüler/innen und der konstanten Anzahl der 
Förderschüler/innen mit einer wachsenden Anzahl an potentiellen Ausbildungsplatz-
suchenden in den nächsten Jahren zu rechnen, die mit der Erfahrung sonderpädagogi-
scher Förderung die Pflichtschulzeit beenden. Zum anderen ist diese Gruppe mit einem 
Übergangs- und Ausbildungssystem konfrontiert, in welchem sie a) in Konkurrenz zu 
anderen gering qualifizierten Schulentlassenen steht und welches b) trotz einer Viel-
zahl von ausdifferenzierten Instrumenten bislang nicht den Leistungsrückstand und die 
schlechteren Chancen kompensieren kann.

In der Berufsvorbereitung gibt es zwei deutliche Veränderungstrends in Bezug auf 
den Umfang und den Inhalt bzw. die Qualität der Maßnahmen. Die dokumentierten 
Zahlen der Sekundärstatistiken geben in der Zusammenschau mit empirischen Über-
gangsstudien zu Förderschüler/innen (vgl. Grieb, Gresch & Pollak, 2014 und oben ge-
nannte) Hinweise darauf, dass die Formen der Berufsvorbereitung für den Großteil der 
Förderschulabgänger/innen inzwischen zum festen Bestandteil des Lebenslaufs zählen 
(Galiläer, 2015, S. 26). Die BvB, in denen kein Abschluss erworben wird, verzeich-
nen seit Mitte der 2000er Jahre einen deutlichen quantitativen Rückgang. Die Zahl der 
Rehabilitand/innen verbleibt trotzdem auf hohem Niveau, die meisten befinden sich 
in reha spezifischen berufsvorbereitenden Programmen. Problematisch daran ist, dass 
es das differenzierte Übergangssystem mit seinen vielfältigen Fördermaßnahmen nicht 
vermag, der Benachteiligung in puncto mangelnden Ausbildungszugangs bzw. Ausbil-
dungsqualität ausreichend entgegenwirken. Zum Teil trägt es, wie in den Fällen der so-
genannten Maßnahmekarrieren (vgl. Niehaus et al., 2012), sogar zu einer Verfestigung 
und Fortschreibung bereits bestehender Ungleichheiten bei. Anknüpfend an Klink-
hammer & Niehaus (2015, S. 198) kann festgestellt werden, dass es im Bereich der 
Berufsvorbereitung, entgegen der Zielsetzung des Artikel 27 der UN-BRK, eine Ver-
lagerung von allgemeinen hin zu rehabilitations-, d. h. behinderungsspezifischen, Maß-
nahmen gibt.

Bei den Ausbildungen zeigt sich ein Rückgang von behinderungsspezifischen Son-
derausbildungen und außerbetrieblichen Ausbildungen. Gleichzeitig ist der Berufsbil-
dungsbereich der WfbM, die keinen Berufsbildungsabschluss vergeben, fest etabliert 
und auf gleichbleibend hohem Niveau. Dort wird ein Teil der leistungsschwächsten Ju-
gendlichen vom Ausbildungsmarkt absorbiert. Bislang gelingt es nicht, die Zahl der 
dualen Ausbildungen zu erhöhen und das politische Ziel des Lernorte-Prinzips umzuset-
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zen – der Lernort Betrieb stellt nach wie vor eine Seltenheit dar. Der quantitativ bedeut-
same Rückgang des gesamten Ausbildungsplatzangebots für behinderte Jugendliche 
lässt sich nicht alleine durch demografische Veränderungen erklären. Darüber hinaus 
verschlechtert sich auch das qualitative Angebot der Ausbildungsformen, wie die oben 
dargestellten Veränderungen zeigen. Speziell das ungleiche Verhältnis von betrieblichen 
zu außerbetrieblichen Ausbildungsformen (diese häufig als Sonderausbildungen) stellt 
nach wie vor eine große Herausforderung dar. Dem steht diametral gegenüber, dass 
Menschen mit Behinderung Verträge in staatlich anerkannten Ausbildungsberufen ab-
schließen sollen – so sieht es das BBiG als Regelfall vor – und eben nicht in Sonder-
ausbildungsberufen nach § 66 BBiG bzw. § 42 m HwO. Die Etablierung von Sondersys-
temen in der beruflichen Bildung, wie in der WfbM, haben also trotz des formulierten 
Ziels einer ‚inklusionsorientierten Wende‘ im Zuge der Ratifizierung der UN-BRK 
nicht an Bedeutung eingebüßt, sondern verfestigen sich weiter. Beim Übergang von der 
Schule in die Berufsbildung kann, wie Klemm formuliert, ein „Prozess einer abnehmen-
den Inklusion“ (2015a, S. 35) beobachtet werden.

Das skizzierte Hauptproblem der wenigen betrieblichen Ausbildungsplätze steht in 
einem Spannungsverhältnis dazu, dass die meisten Arbeitgeber/innen ihre Bereitschaft 
zur Ausbildung behinderter Jugendlicher signalisieren. In der Praxis ist es jedoch sel-
ten der Fall. Dies wird von Seiten der Arbeitgeber/innen einerseits mit einer zu gerin-
gen Anzahl von Bewerbungen durch Jugendliche mit Behinderung und andererseits mit 
zu hohen Anforderungen der Arbeitstätigkeiten begründet (Enggruber & Rützel, 2014, 
S. 8 –  9). Auch wenn man nicht an der Norm der dualen vollwertigen Ausbildung als 
ein für alle realistisch zu erreichendes Ziel festhält, bleiben der quantitative Rückgang 
der Ausbildungsplatzangebote sowie die qualitative Verschlechterung der Ausbildungs-
formen eine echte Herausforderung. Trotz positiver Effekte einzelner Maßnahmen und 
begünstigender Faktoren passgenauer Förderanagebote für einen Teil beeinträchtig-
ter Jugendlicher bleibt das Grundproblem der Stagnation bzw. Reduktion vorhandener 
Ausbildungsplätze erhalten.

An der Schnittstelle im Übergang von der Schule in die Berufsausbildung zeigen 
sich deutlich die verschiedenen Begriffsverständnisse und Behinderungskonstruktionen 
von Schulsystem und Arbeitsmarkt sowie die Probleme und Paradoxien einer adäqua-
ten Beschreibung. Das divergierende Praxis- bzw. Wissenschaftsverständnis von Be-
hinderung wird hier deutlich: Auf der einen Seite verfolgt das pädagogische Feld der 
Schule das Ziel, Schüler/innen anhand spezifischer Förderschwerpunkte adäquat zu för-
dern. Das pädagogische Alltagsverständnis des Helfens und Förderns ist nur bedingt 
kompatibel mit Herausforderungen des ersten Arbeitsmarktes und die Schulabsolvent/
innen nur wenig auf diesen vorbereitet. Auf der anderen Seite existiert eine Arbeitswelt, 
die nach Marktkriterien des Angebots und der Nachfrage ausgerichtet ist und die Leis-
tungsfähigkeit der Individuen fokussiert. Hier bestimmen das Maß der ‚Employability‘ 
und das ‚Matching‘ in arbeitsbezogene Tätigkeiten die Chance, ob oder wie häufig es zu 
einer Beschäftigung der Zielgruppe kommt. Leistungsvermögen und betriebliche Pas-
sung der Individuen stehen dabei genauso im Vordergrund wie eine nach Marktkriterien 
ausgerichtete Betriebs- und Beschäftigungspolitik, die mit pädagogischen Zielen nur be-
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dingt kompatibel ist. Nichts Grundlegendes ändern daran politische Bekenntnisse, wie-
derholende Verweise auf gute Beschäftigungschancen aufgrund demografisch beding-
ter Verknappung an potentiellen Arbeitskräften sowie die offiziell geringste registrierte 
Arbeitslosenquote seit der deutschen Wiedervereinigung. Ein rechtlicher Anspruch auf 
Inklusion hebt beschäftigungsspezifische und gesellschaftliche Selektionsmechanismen 
eben nicht auf. Schlussendlich ist ein (politisches) Bekenntnis zu Inklusion noch lange 
kein Garant für gelingende Teilhabe (Wansing, 2012, S. 393 –  394).

Die Fragestellung des Beitrags war, ob sich seit Verabschiedung der UN-BRK eine 
Verbesserung der Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbe-
darf in den Berufsbildungsbereich ergeben hat. Die Vorstellung und Analyse der Se-
kundärdaten hat gezeigt, dass keine Verbesserung der Übergänge in höher qualifizie-
rende Berufsvorbereitungsprogramme und Berufsausbildungsformen festzustellen ist. 
Wie gezeigt besteht zwar keine Ausweitung, aber eine Kontinuität separations-, d. h. 
behinderungsspezifischer Programme und Maßnahmen in Berufsvorbereitung und Be-
rufsausbildung. Trotz der genannten politischen Bekenntnisse zur inklusiven Berufs-
bildung und dem Vorrang allgemeiner Ausbildung und Arbeit ist bislang keine Trend-
wende erkennbar. Bilanzierend ist festzuhalten, dass dem gesetzlich formulierten 
Auftrag bislang nicht Folge geleistet wird. Die in den nationalen Gesetzgebungen und 
der internationalen Behindertenrechtskonvention formulierten Gleichheitsansprüche 
und das In klusionspostulat werden systematisch nicht erfüllt. Die hier dokumentierten 
Übergangsmöglichkeiten von der Schule in den Bereich beruflicher Bildung legen die 
Schlussfolgerung nahe, dass „Anspruch und Realität“ (vgl. Biermann, 2015) – wie in 
den Jahrzehnten zuvor – bislang auseinanderklaffen.

Abschließend ist zu berücksichtigen, dass die vorgestellten Daten das Ergebnis se-
kundärstatistischer und damit statischer Konzepte der Datenerfassung sind, die sich aus 
etablierten Kategorien der jeweiligen Bezugssysteme ergeben. Folglich können diese 
nur die Ausprägungen vorgegebenen Kategorien aufzeigen und nicht die divergierenden 
Wissenschafts- bzw. Praxisverständnisse von Behinderung reflektieren.

Wie sich die hier skizzierten Widersprüche (re-)produzieren und möglicherweise 
auch zukünftig legitimieren, könnte Gegenstand kommender Forschungsanstrengun-
gen sein. Weiterer Forschungsbedarf besteht zur Entwicklung und Passung (leistungs-)
beeinträchtigter Jugendlicher in betriebliche Ausbildungsverhältnisse bei wachsenden 
Leistungsanforderungen (Digitalisierung/Arbeit 4.0) in der zukünftigen Arbeitswelt. 
Definitiv bleibt es in den nächsten Jahren ein spannendes wissenschaftliches Thema, 
kritisch zu prüfen und zu hinterfragen, wie das normativ-politisch formulierte Ziel der 
Inklusion in Ausbildung und Beruf in einem nicht inklusiven Arbeitsmarkt gelingen und 
umgesetzt werden könnte und wie es konkret ausgestaltet wird.
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on the rights of persons with disabilities, no major changes have yet been made to the 
transitional process. There is a persistence of disability-specific measures in segregated 
special schools and vocational training and preparation.

Keywords: Transition School-vocational Training, Special Educational Needs, Second-
ary Data, United Nations Convention on the Rights of Persons with Disabilities, Inclusion

Anschrift des Autors

Jan Jochmaring (M. A.), Technische Universität Dortmund,
Fakultät Rehabilitationswissenschaften, Fachgebiet Rehabilitationssoziologie,
Emil-Figge-Straße 50, 44227 Dortmund, Deutschland
E-Mail: jan.jochmaring@tu-dortmund.de


	Inhaltsverz.pdf
	Titel
	Inhaltsverzeichnis
	Table of Contents
	Aktuelle Forschungsdiskurse
	Adina Küchler/Alina Ivanova: Anerkennung als Voraussetzung für inklusives und migrationspädagogisches Handeln in der Schule
	Jan Jochmaring: Übergänge von Schüler/innen mit sonderpädagogischem Förderbedarf in die Berufsausbildung. Eine Auswertung von Sekundärstatistiken
	Stefan Klemenz/Johannes König: Modellierung von Kompetenzniveaus im pädagogischen Wissen bei angehendenLehrkräften. Zur kriterialen Beschreibung von Lernergebnissen der fächerübergreifenden Lehramtsausbildung
	Tobias Kärner/Caroline Bonnes/Christian Schölzel: Bewertungstransparenz im Referendariat
	Colin Cramer/Martin Harant/Samuel Merk/Martin Drahmann/Marcus Emmerich: Meta-Reflexivität und Professionalität im Lehrerinnen- und Lehrerberuf
	Sigrid Hartong: Bildung 4.0? Kritische Überlegungen zur Digitalisierung von Bildung als erziehungswissenschaftliches Forschungsfeld

	Diskussion
	Fritz Bohnsack: Noch einmal „Anders als gedacht“ Ein Kommentar zu Michael Knolls Dewey-Aufsatz in der Zeitschrift für Pädagogik (2018, Heft 5)

	Besprechungen
	Johannes Drerup: Anke Redecker: Das kritische Selbst
	Heinz-Elmar Tenorth: Hartmut Rosa/Wolfgang Endres: Resonanzpädagogik/Hartmut Rosa/Wolfgang Endres/Jens Beljan: Resonanz im Klassenzimmer/Hartmut Rosa/Claus G. Buhren/Wolfgang Endres: Resonanzpädagogik und Schulleitung/Hartmut Rosa: Resonanz
	Berno Hoffmann: Eckart Conze/Susanne Rappe-Weber (Hrsg.): Die deutsche Jugendbewegung
	Ulrich Heimlich: Tanja Sturm/Monika Wagner-Willi (Hrsg.): Handbuch schulische Inklusion
	Jane Weiß: Albert Scherr/Lena Sachs: Bildungsbiographien von Sinti und Roma

	Pädagogische Neuerscheinungen
	Impressum


